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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für gewerblichen Rechtsschutz und Urheberrecht 

(17. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes über das Abkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Libanon 
vom 8. März 1955 auf dem Gebiet des gewerblichen Rechts- 
schutzes 

- Drucksache 1640 - 


A. Bericht des Abgeordneten Wagner (Ludwigshafen): 


Das Abkommen verfolgt den Zweck, die kriegs- 
und nachkriegsbedingten Beeinträchtigungen des 
Schutzes deutscher gewerblicher Schutzrechte im 
Libanon zu beseitigen. Es setzt damit die Reihe 
der bereits mit einer größeren Zahl anderer Staa- 
ten auf dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes 
geschlossenen Abkommen fort. 

Das Abkommen sieht zunächst die Freigabe der 
auf Grund der libanesischen Kriegsgesetzgebung 
beschlagnahmten deutschen Alt- Warenzeichen vor. 
Außerdem sollen diejenigen Patente, Warenzeichen 
und gewerblichen Muster oder Modelle, die erst 
nach dem 1. Dezember 1950, dem Stichtag für die 
Zulassung des Neuerwerbs deutscher gewerblicher 
Schutzrechte im Libanon, angemeldet und auf 
Grund der libanesischen Kriegsgesetzgebung noch 
auf den Namen des Feindvermögensverwalters ein- 
getragen worden sind, durch Umschreibung den 
deutschen Berechtigten freigegeben werden. 

Über diese Freigabe deutscher gewerblicher 
Schutzrechte hinaus wurde in dem Abkommen für 


die Staatsangehörigen beider vertragsschließenden 
Länder die Möglichkeit einer rückwirkenden Er- 
neuerung von Warenzeichen, deren Schutzdauer 
mangels einer rechtzeitigen Erneuerung ab gelaufen 
ist, und eine Verlängerung der Prioritätsfristen 
der in der Pariser Verbandsübereinkunft zum 
Schutze des gewerblichen Eigentums für die Ein- 
reichung von Anmeldungen gewerblicher Schutz- 
rechte vorgesehenen Prioritätsfristen vereinbart. 

Mit dieser Regelung stellt das Abkommen die 
normalen Beziehungen zwischen den beiden ver- 
tragsschließenden Ländern auf dem Gebiet des ge- 
werblichen Rechtsschutzes wieder her und bereinigt 
die Schwierigkeiten, die in der Kriegs- und Nach- 
kriegszeit auf diesem Gebiet entstanden waren. 

Der Ausschuß hat daher das Abkommen gebil- 
ligt. Er empfiehlt, der Gesetzesvorlage zuzu- 
stimmen. 

Bonn, den 29. September 1955 

Wagner (Ludwigshafen) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1640 — unver- 
ändert nach der Vorlage anzunehmen. 

Bonn, den 29. September 1955 

Der Ausschuß für gewerblichen Rechtsschutz 
und Urheberrecht 

Wagner (Ludwigshafen) 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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